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	▶ Streitwertecke
Aufhebung einer andauernden Altersbeschränkung im internet 
ist wie eine Kontosperrung zu bewerten

| Geht es um den Streitwert einer Klage, die auf Aufhebung einer Alters­
beschränkung gerichtet ist, gilt: Es werden die vom BGH für den Streitwert 
bei Löschung von Kommentaren und Nutzerkontensperren auf Facebook 
entwickelten Maßstäbe angewendet (OLG Schleswig 14.12.22, 9 U 123/22, 
Abruf­Nr. 238168). |

Für Klagen auf Feststellung der Rechtswidrigkeit einer vorübergehenden 
(30­tägigen) Sperre setzt der BGH regelmäßig 2.500 EUR (abzüglich 20 Pro­
zent für den Feststellungsantrag) an (17.12.20, III ZR 60/20; 26.11.20, 
III ZR 124/20). Diesen Betrag erachtet das OLG Schleswig für die hier streitige 
Auferlegung einer Altersbeschränkung ebenfalls als angemessen. Die 
Alters beschränkung habe zwar eine im Vergleich zu einer Sperre weniger 
einschneidende Wirkung, dauere jedoch nach wie vor an. Das gelte auch, 
wenn nur ein einzelnes Video und nicht der gesamte Nutzeraccount betroffen 
sei. Maßgeblich sei die Beschränkung der Möglichkeiten zur Meinungsäuße­
rung, nicht der Aufwand der Sperrung. 

Beachten Sie | Den Antrag, eine Altersbeschränkung (auch) für die Zukunft 
zu unterlassen, bewertet das OLG in Übereinstimmung mit dem BGH mit der 
Hälfte des für die bereits durchgeführte Beschränkung angesetzten Werts. 
Das sind 1.250 EUR.

(mitgeteilt von VRiOLG Frank­Michael Goebel, Koblenz)
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Die Wirkung ist zwar 
weniger hart, dauert 
aber an

Die zukünftige 
Altersbeschränkung 
ist mit der Hälfte zu 
bemessen

	▶ Kostenfestsetzung
umsatzsteuerbeträge werden ohne Glaubhaftmachung 
 berücksichtigt

| Umsatzsteuerbeträge werden im Kostenfestsetzungsverfahren bereits 
berücksichtigt, wenn der Antragsteller erklärt, dass er die Beträge nicht 
als Vorsteuer abziehen könne (OLG Brandenburg 16.5.22, 6 W 28/22, Abruf­
Nr. 238180). |

Die Erklärung nach § 104 Abs. 2 S. 3 ZPO muss nicht glaubhaft gemacht oder 
sonst wie bekräftigt werden. Denn die Richtigkeit der Erklärung ist in dem 
Kostenfestsetzungsverfahren grundsätzlich nicht zu überprüfen, um dieses 
Verfahren nicht mit schwierigen Fragen des materiellen Umsatzsteuerrechts 
zu belasten. Gegen eine Festsetzung von Umsatzsteuer, die aufgrund einer 
unrichtigen Erklärung vorgenommen worden ist, kann sich der Vollstre­
ckungsschuldner ggf. durch eine auf §  767 ZPO oder §  812 BGB gestützte 
 Klage schützen.

(mitgeteilt von VRiOLG Frank­Michael Goebel, Koblenz)
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richtigkeit kann nur 
durch Klage nach 
§ 767 zPo/§ 812 BGB 
überprüft werden


